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Unternehmen im Bereich der Telekom­
munikationsdienstleistungen übertrage­
nen besonderen Rechte zu beseitigen, 
oblag es ihr zum einen, festzulegen, wel­
che Art von Rechten konkret gemeint ist, 
und zum anderen, aufzuzeigen, inwiefern 
die Ausübung dieser Rechte den verschie­
denen Vertragsvorschriften zuwiderlaufen 
soll. Mangels derartiger Angaben ist die 
Richtlinie 90/388 über die Telekommuni­
kationsdienste für nichtig zu erklären, 
soweit sie die besonderen Rechte regeln 
soll. 

4. Die ohne objektive Rechtfertigung erfol­
gende Ausdehnung des Monopols für die 
Einrichtung und den Betrieb des Fern­

sprechnetzes auf den Markt für Telekom­
munikationsdienstleistungen ist als solche 
nach den Artikeln 86 und 90 Absatz 
1 EWG-Vertrag verboten, wenn diese 
Ausdehnung auf eine staatliche Maß­
nahme zurückgeht, durch die so der 
Wettbewerb beseitigt wird. Dies ist bei 
der Verleihung ausschließlicher Rechte 
zur Erbringung von Telekommunikati­
onsdienstleistungen an Fernmeldeorgani­
sationen, die dadurch dazu veranlaßt wer­
den, Wettbewerber vom Markt für diese 
Leistungen auszuschließen oder zumin­
dest deren Zugang zu diesem Markt zu 
behindern, der Fall. Die Kommission war 
daher berechtigt, in ihrer Richtlinie 
90/388 die Beseitigung dieser Rechte zu 
verlangen. 

SITZUNGSBERICHT 
in den verbundenen Rechtssachen C-271/90, C-281/90 und C-289/90 * 

I — Sachverhalt 

Am 28. Juni 1990 erließ die Kommission auf 
der Grundlage insbesondere von Artikel 
90 Absatz 3 EWG-Vertrag die Richtlinie 
90/388/EWG über den Wettbewerb auf dem 
Markt für Telekommunikationsdienste (ABl. 
L 192, S. 10), die im wesentlichen folgenden 
Inhalt hat: 

Artikel 1 enthält eine Definition verschiede­
ner Begriffe wie z. B. „Fernmeldeorganisa­
tionen", „besondere oder ausschließliche 

Rechte", „öffentliches Telekommunikations­
netz", „Telekommunikationsdienste", „Netz­
abschlußpunkt", „grundlegende Anforde­
rungen" usw. Außerdem bestimmt er, daß 
die Richtlinie für den Telexdienst, den Funk­
telefondienst, den Funkrufdienst und die 
Satellitenkommunikation nicht gilt. 

Nach Artikel 2 gewährleisten die Mitglied­
staaten u. a. die Beseitigung der besonderen 
oder ausschließlichen Rechte bei der Erbrin­
gung von Telekommunikationsdienstlei­
stungen mit Ausnahme des Sprach-
Telefondienstes; sie ergreifen die erfor­
derlichen Maßnahmen, um allen interessier­
ten Betreibern das Recht auf Erbringung von 
Telekommunikationsdienstleistungen zu 
gewährleisten. 

* Verfahrenssprachen: Spanisch (in der Rechtssache C-271/90), 
Französisch (in der Rechtssache C-281/90) und Italienisch (in der 
Rechtssache C-289/90). 
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Artikel 4 verpflichtet sie, Anwendungsmoda­
litäten bezüglich der Miete der Leitungen zu 
treffen und der Kommission Unterlagen vor­
zulegen, anhand deren die Begründetheit von 
Gebührenerhöhungen für Mietleitungen 
beurteilt werden kann. 

Nach Artikel 6 sind u. a. alle bestehenden 
Einschränkungen bezüglich der Verarbeitung 
von Signalen vor der Übertragung über das 
öffentliche Netz oder nach dem Empfang zu 
beseitigen; die erlassenen Maßnahmen sind 
der Kommission mitzuteilen. 

Nach Artikel 7 sind bestimmte administra­
tive, technische und Überwachungsaufgaben 
ab 1. Juli 1991 einer von den Fernmeldeorga­
nisationen unabhängigen Einrichtung zu 
übertragen. 

Artikel 8 räumt den Benutzern, die durch 
einen Vertrag zur Erbringung von Telekom­
munikationsdienstleistungen gebunden sind, 
der während der Geltungsdauer ausschließli­
cher oder besonderer Rechte geschlossen 
wurde, das Recht ein, den Vertrag innerhalb 
einer bestimmten Frist zu kündigen. 

Schließlich haben die Mitgliedstaaten nach 
Artikel 9 der Kommission die erforderlichen 
Informationen zu übermitteln, damit sie 
während drei Jahren jeweils zum Jahresende 
einen Bericht über die Durchführung der 
Richtlinie erstellen kann. 

II — Gerichtliches Verfahren 

Die Klagen des Königreichs Spanien, des 
Königreichs Belgien und der Italienischen 
Republik sind am 7., 14. und 20. September 
1990 in das Register der Kanzlei des 

Gerichtshofes eingetragen worden. Mit 
Beschluß vom 5. Dezember 1990 hat der 
Gerichtshof die Französische Republik in 
der Rechtssache C-271/90 als Streithelferin 
zur Unterstützung der Anträge des Klägers 
zugelassen. 

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Bericht­
erstatters nach Anhörung des Generalan­
walts beschlossen, die mündliche Verhand­
lung ohne vorherige Beweisaufnahme zu 
eröffnen. Er hat die Beteiligten jedoch aufge­
fordert, ihm genau anzugeben, welches Vor­
bringen sie unter Berücksichtigung des von 
ihm am 19. März 1991 verkündeten Urteils 
in der Rechtssache C-202/88 (Frankreich/ 
Kommission, Slg. 1991, I-1223) aufrechter­
halten wollen. 

III — Anträge der Beteiligten 

In der Rechtssache C-271/90 beantragt das 
Königreich Spanien, unterstützt durch die 
Französische Republik, 

— Artikel 2 der Richtlinie 90/388/EWG der 
Kommission vom 28. Juni 1990 über den 
Wettbewerb auf dem Markt für Telekom­
munikationsdienste, soweit er die beson­
deren Rechte betrifft, sowie die Artikel 
8 und 9 der Richtlinie für nichtig zu 
erklären; 

— dem beklagten Organ die Kosten des 
Verfahrens aufzuerlegen. 

Die Kommission beantragt, 

— die Klage abzuweisen und 
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— dem Kläger die Kosten des Verfahrens 
aufzuerlegen. 

In der Rechtssache C-281/90 beantragt das 
Königreich Belgien, 

— die Richtlinie 90/388/EWG der Kommis­
sion vom 28. Juni 1990 über den Wettbe­
werb auf dem Markt für Telekommuni­
kationsdienste für nichtig zu erklären 
und 

— der Beklagten die Kosten des Klägers 
aufzuerlegen. 

Die Kommission beantragt, 

— die vom belgischen Staat erhobene Klage 
auf Nichtigerklärung der Richtlinie 
90/388/EWG der Kommission vom 28. 
Juni 1990 abzuweisen und 

— dem Kläger die Kosten des Verfahrens 
aufzuerlegen. 

In der Rechtssache C-289/90 beantragt die 
Italienische Republik, 

— die Artikel 2, 4 und 8 der Richtlinie 
90/388/EWG der Kommission vom 28. 
Juni 1990 über den Wettbewerb auf dem 
Markt für Telekommunikationsdienste 
für nichtig zu erklären und 

— der Kommission die Kosten des Verfah­
rens aufzuerlegen. 

Die Kommission beantragt, 

— die Klage der Italienischen Republik auf 
Nichtigerklärung der Richtlinie 
90/388/EWG der Kommission vom 28. 
Juni 1990 abzuweisen und 

— der Klägerin die Kosten des Verfahrens 
aufzuerlegen. 

IV — Vorbringen der Beteiligten 

1. Vorbringen in den Klageschriften 

a) Die spanische Regierung hat sich zur Stüt­
zung ihrer Klage auf fünf Klagegründe beru­
fen, nämlich Unzuständigkeit der Kommis­
sion, Verstoß gegen Artikel 90 Absatz 
1 EWG-Vertrag, Verfahrensmißbrauch, man­
gelnde Begründung und Verstoß gegen den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. 

Die französische Regierung, die dem Rechts­
streit zur Unterstützung der Anträge des 
Königreichs Spanien beigetreten ist, rügt die 
Unzuständigkeit der Kommission im Hin­
blick auf Artikel 90 EWG-Vertrag, die Ver­
letzung wesentlicher Formvorschriften und 
Verfahrensmißbrauch. 

b) Die belgische Regierung hat sich zur Stüt­
zung ihrer Klage auf zwei Klagegründe beru­
fen, nämlich zum einen Verstoß gegen die 
Artikel 4, 59, 85, 86, 87 Absätze 1 und 
2 Buchstabe c, 90 Absätze 1 und 3, 100a, 145, 
155 und 222 EWG-Vertrag und die allgemei­
nen Grundsätze über das institutionelle 
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Gleichgewicht innerhalb der Gemeinschaft 
und zum anderen Verstoß gegen die Artikel 
90 Absatz 3 und 190 EWG-Vertrag. Die bel­
gische Regierung führt in ihrer Klageschrift 
aus, der erste Klagegrund sei der eigentliche 
institutionelle Klagegrund, da er von der 
dort untermauerten Feststellung ausgehe, 
daß die Richtlinie in Wahrheit die Ausübung 
einer Rechtsetzungsbefugnis durch die Kom­
mission zum Gegenstand habe und nicht nur 
die Ausübung einer Befugnis zur Ahndung 
von Verstößen gegen das Gemeinschafts­
recht. Der zweite, hilfsweise vorgebrachte 
Klagegrund ziele auf die Prüfung der Richt­
linie im Hinblick auf die gemeinschaftsrecht­
liche Begründungspflicht ab. 

c) Die italienische Regierung hat sich in 
ihrer Klageschrift auf fünf Klagegründe 
berufen, nämlich: 1) Unzuständigkeit der 
Kommission zum Erlaß der Artikel 1, 2, 4, 6, 
7 und 8 der Richtlinie, Verletzung und feh­
lerhafte Anwendung von Artikel 90 Absatz 
3 EWG-Vertrag, Verletzung der Artikel 100a 
und 155 EWG-Vertrag, 2) Verstoß gegen das 
Erfordernis der vorherigen Aufforderung zur 
Äußerung, das den Artikeln 93 Absatz 2 und 
169 EWG-Vertrag entnommen werden 
könne, Ermessensmißbrauch, mangelnde 
Begründung, 3) andere Verstöße gegen Arti­
kel 90 EWG-Vertrag, Ermessensmißbrauch, 
Unzuständigkeit, 4) Verstoß gegen den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und 5) 
weitere Verstöße gegen Artikel 90 EWG-
Vertrag und den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit. 

2. Antworten der Beteiligten auf die Auffor­
derung des Gerichtshofes, anzugeben, wel­
ches Vorbringen sie aufrechterhalten wollen 

a) Die spanische Regierung teilt mit, sie ver­
zichte auf den ersten und dritten Klagegrund 
— die Unzuständigkeit der Kommission und 
Verfahrensmißbrauch —, da auf diese Klage­
gründe bereits im Urteil in der Rechtssache 

C-202/88 eingegangen worden sei. Den 
zweiten Klagegrund — Verstoß gegen Arti­
kel 90 Absatz 1 EWG-Vertrag — erhalte sie 
in bezug auf die besonderen Rechte aufrecht 
und lasse ihn fallen, soweit er die ausschließ­
lichen Rechte betreffe. Den vierten Klage­
grund — mangelnde Begründung — erhalte 
sie in bezug auf die in Artikel 2 der Richtli­
nie angesprochenen besonderen Rechte 
sowie in bezug auf die Artikel 8 und 9 der 
Richtlinie aufrecht. Den fünften Klagegrund 
schließlich — Nichtbeachtung des Grundsat­
zes der Verhältnismäßigkeit — erhalte sie in 
bezug auf Artikel 8 der Richtlinie aufrecht. 

Die französische Regierung als Streithelferin 
zur Unterstützung der Anträge des König­
reichs Spanien will ihr gesamtes Vorbringen 
gegen die Richtlinie aufrechterhalten. 

b) Die belgische Regierung will ihr gesamtes 
Vorbringen in der Klageschrift aufrechterhal­
ten. 

c) Die italienische Regierung erhält den 
ersten Klagegrund (Unzuständigkeit, Verstoß 
gegen Artikel 90 usw.) und den dritten Kla­
gegrand (weiterer Verstoß gegen Artikel 90) 
in bezug auf die in den Artikeln 2 und 4 der 
Richtlinie genannten besonderen Rechte auf­
recht. Sie erhält den vierten Klagegrund (Ver­
stoß gegen den Grundsatz der Verhältnismä­
ßigkeit) in vollem Umfang und den fünften 
Klagegrund (weitere Verstöße gegen Artikel 
90 und den Grundsatz der Verhältnismä­
ßigkeit) in bezug auf Artikel 8 der Richtlinie 
aufrecht. 
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d) Die Kommission erhält sämtliche in ihrer 
Klagebeantwortung und Gegenerwiderung 
vorgebrachten Argumente aufrecht. 

3. Das von den Beteiligten aufrechterhaltene 
Vorbringen 

Das von den Beteiligten aufrechterhaltene 
Vorbringen kann wie folgt zusammengefaßt 
werden: 

a) Verfahrensmißbrauch 

Die Streithelferin ist der Ansicht, der Erlaß 
einer Richtlinie, in der die völlige Beseiti­
gung bestimmter besonderer oder 
ausschließlicher Rechte im Bereich der Tele­
kommunikationsdienstleistungen vorge­
schrieben werde, durch die Kommission auf 
der Grundlage von Artikel 90 Absatz 3 stelle 
einen Verfahrensmißbrauch dar. 

Die Kommission hätte entweder die Aus­
übung der den Telekommunikationsunterneh­
men zustehenden Rechte mit Hilfe von Arti­
kel 86 EWG-Vertrag und der Verordnung 
Nr. 17 des Rates vom 6. Februar 1962, Erste 
Durchführungsverordnung zu den Artikeln 
85 und 86 des Vertrages (ABl. 1962, Nr. 13, 
S. 204), in Frage stellen oder gegen die 
betreffenden Mitgliedstaaten ein Vertragsver-
letzungsverfahren gemäß Artikel 169 EWG-
Vertrag einleiten müssen, um diese zu zwin­
gen, die erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen, damit ihre Telekommunikationsun­
ternehmen die Bestimmungen des Vertrages 
beachteten. 

Diese beiden Verfahren hätten jedoch — da 
dem Unternehmen aus dem betreffenden 

Mitgliedstaat Gelegenheit zur Äußerung 
gegeben werden müsse ·—· zum einen den 
Nachweis des geltend gemachten Verstoßes 
oder der angeblichen Vertragsverletzung und 
zum anderen die Einleitung einer Diskussion 
über die gegensätzlichen Standpunkte vor­
ausgesetzt, die die Kommission habe umge­
hen können, indem sie in mißbräuchlicher 
Weise auf Artikel 90 Absatz 3 EWG-Vertrag 
zurückgegriffen habe. 

Die französische Regierung weist außerdem 
darauf hin, daß der Rückgriff der Kommis­
sion auf Artikel 90 Absatz 3 zu einer regel­
rechten Umkehr der Beweislast führe, da die 
Kommission nicht mehr, wie in den Verfah­
ren nach der Verordnung Nr. 17 und gemäß 
Artikel 169 EWG-Vertrag, die Verstöße 
nachweisen müsse, deren sich die Telekom­
munikationsunternehmen oder die Staaten 
schuldig gemacht hätten; es obliege vielmehr 
den Mitgliedstaaten, sich von diesen Vorwür­
fen zu entlasten. 

Da Artikel 90 Absatz 3 kein vorheriges kon­
tradiktorisches Verfahren vorschreibe, könne 
die Kommission auf das dort vorgesehene 
Instrument der Richtlinie nicht anstelle von 
Artikel 169 EWG-Vertrag zu „repressiven" 
Zwecken zurückgreifen. 

Die Kommission antwortet auf diesen ersten 
Klagegrund der spanischen Regierung in 
ihrer Erwiderung in der Rechtssache 
C-271/90, auf dem Markt für Telekommuni­
kationsdienstleistungen seien in den meisten 
Mitgliedstaaten Verstöße gegen die Bestim­
mungen des Vertrages festzustellen. Sowohl 
Artikel 169 EWG-Vertrag als auch das Ver­
fahren zur Durchführung von Artikel 
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86 ermöglichten insoweit nur punktuelle und 
individuelle Handlungen repressiver Art, 
während es in diesem Bereich konkret einer 
gemeinsamen und einheitlichen Lösung für 
alle Mitgliedstaaten bedürfe, um nicht nur 
die schon bestehenden Verstöße abzustellen, 
sondern auch zu verhindern, daß sie sich 
wiederholten. Artikel 90 EWG-Vertrag sei 
die geeignetste Rechtsgrundlage, um zu die­
sem Ergebnis zu gelangen. 

b) Unzuständigkeit der Kommission 

aa) Artikel 90 Absatz 3 EWG-Vertrag ver­
leihe der Kommission keine Rechtsetzungs­
befugnis 

Die belgische Regierung ist der Ansicht, eine 
Überwachungsaufgabe, wie sie in Artikel 
90 Absatz 3 EWG-Vertrag vorgesehen sei, 
sei nur im Hinblick auf bestehende Vor­
schriften denkbar. Da keine der Bestimmun­
gen des Vertrages, auf die Artikel 90 Absatz 
1 Bezug nehme, den Mitgliedstaaten die in 
den Artikeln 1, 2, 4 und 6 der Richtlinie ent­
haltenen Verpflichtungen auferlege, habe sich 
die Kommission in Wahrheit eine Rechtset­
zungsbefugnis zur alleinigen Ausgestaltung 
des gemeinsamen Marktes für Telekommuni­
kationsdienstleistungen und damit zur Fest­
legung einer im Vertrag nicht vorgesehenen 
sektoriellen Gemeinschaftspolitik angemaßt. 

Die italienische Regierung vertritt in bezug 
auf die in den Artikeln 2 und 4 der Richtlinie 
erwähnten besonderen Rechte die Auffas­
sung, die Kommission habe eine Befugnis 
mit rechtsetzendem Inhalt ausgeübt, deren 
Grundlage weder in Artikel 90 Absatz 

3 noch in einer anderen Vorschrift des Ver­
trages zu finden sei. 

Die französische Regierung trägt ebenfalls 
vor, daß die Kommission durch den Erlaß 
einer Richtlinie, deren Artikel 2 die völlige 
Beseitigung der besonderen oder ausschließ­
lichen Rechte bei der Erbringung von 
Telekommunikationsdienstleistungen mit 
Ausnahme des Sprach-Telefondienstes vor­
schreibe, über die Überwachungsaufgabe, auf 
die der Gerichtshof im Urteil vom 6. Juli 
1982 in den verbundenen Rechtssachen 
188/80 bis 190/80 (Frankreich, Italien und 
Vereinigtes Königreich/Kommission, Slg. 
1982, 2545) abgestellt habe, hinausgegangen 
sei und eine Rechtsetzungsbefugnis ausgeübt 
habe, die ihr nirgends zuerkannt werde. 

Die Kommission macht geltend, mit der 
Richtlinie solle sichergestellt werden, daß 
jeder Wirtschaftsteilnehmer nach objektiven 
Kriterien Zugang zur Leistung von Telekom­
munikationsdiensten und zur Ausübung die­
ser Tätigkeit habe. Daß die Richtlinie allge­
mein anwendbar und zwingend sei, bedeute 
nicht, daß sie normativen Charakter habe, 
d. h. in die Rechtsordnung der Gemeinschaft 
neue allgemeine Vorschriften einführe. Die 
Rechtsvorschriften, die in der Richtlinie 
lediglich erläutert und auf konkrete Fälle 
oder mögliche Verstöße angewandt würden, 
seien in bestimmten Vorschriften des EWG-
Vertrags wie den Artikeln 59 und 86 enthal­
ten, die selbst in der Tat normativen Charak­
ter besäßen. Die Richtlinie füge sich daher 
eindeutig in die ihr durch Artikel 90 Absatz 
3 übertragene Rolle ein, die Beachtung der 
bestehenden Bestimmungen des EWG-
Vertrags zu überwachen. 
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bb) Artikel 90 Absatz 1 EWG-Vertrag setze 
die Existenz besonderer oder ausschließ­
licher Rechte voraus 

Die spanische, die italienische und die franzö­
sische Regierung machen geltend, Artikel 
90 Absatz 1 setze die Existenz besonderer 
Rechte voraus. Die französische Regierung 
ist darüber hinaus der Ansicht, daß diese 
Bestimmung auch die Existenz ausschließ­
licher Rechte voraussetze, und macht gel­
tend, wenn man wie die Kommission 
annehme, daß die fraglichen Rechte selbst 
eine Maßnahme im Sinne dieses Artikels dar­
stellten, würde dieser Vertragsbestimmung 
jede praktische Wirksamkeit genommen. Der 
Gerichtshof habe nämlich entschieden, daß 
das Bestehen eines Monopols zugunsten 
eines Unternehmens, dem ein Mitgliedstaat 
ausschließliche Rechte im Sinne von Artikel 
90 gewähre, oder die Erweiterung solcher 
Rechte durch eine weitere Maßnahme dieses 
Staates als solche mit Artikel 86 des Vertra­
ges nicht unvereinbar sei (Urteil vom 30. 
April 1974 in der Rechtssache 155/73, Sacchi, 
Sig. 1974, 409). Die Kommission dürfe daher 
die Ausübung dieser Rechte in den einzelnen 
Staaten im Einzelfall in Frage stellen, keines­
falls aber die Rechte selbst. 

Nach Ansicht der Kommission bildet Artikel 
90 Absatz 1 EWG-Vertrag keine gemein-
schaftsrechtliche Rechtfertigung für irgend­
ein ausschließliches oder besonderes Recht. 
In Artikel 90 Absatz 1 werde lediglich das 
etwaige Bestehen ausschließlicher oder 
besonderer Rechte festgestellt; daß sie dort 
nur in einem Nebensatz, der nicht zu den 
tragenden Elementen des Regelungsgehalts 
der Bestimmung gehöre („Die Mitgliedstaa­
ten werden ... keine diesem Vertrag ... wider­
sprechende Maßnahmen treffen oder beibe­
halten."), ausdrücklich erwähnt würden, 
bedeute nichts anderes, als daß die 
ausschließlichen oder besonderen Rechte nur 
zulässig seien, wenn und soweit sie für sich 

genommen nicht mit anderen Vorschriften 
des Vertrages unvereinbar seien. 

cc) Verletzung der dem Rat durch die Artikel 
87 und 100a EWG-Vertrag übertragenen 
Befugnisse 

Die belgische Regierung ist der Ansicht, die 
Kommission habe dadurch, daß sie die Besei­
tigung der besonderen und ausschließlichen 
Rechte angeordnet habe, in die dem Rat 
durch die Artikel 87 und 100a EWG-Vertrag 
übertragenen Befugnisse eingegriffen. Die 
Schaffung des gemeinsamen Telekommuni­
kationsmarktes verlange wie jede gemein­
same Politik für einen bestimmten Sektor, 
daß Harmonisierung und Liberalisierung in 
systematischer Weise miteinander verbunden 
würden, und zwar nicht nur aus Gründen 
bloßer wirtschaftlicher Vernunft oder techni­
scher Notwendigkeit, sondern vor allem 
wegen der Bedeutsamkeit der politischen 
Wechselwirkung zwischen Harmonisierung 
und Liberalisierung. Daher müsse das gleiche 
Organ Rechtsvorschriften sowohl für die 
Harmonisierung als auch für die Liberalisie­
rung erlassen. 

Die italienische Regierung macht geltend, 
indem die Kommission die Beseitigung der 
besonderen Rechte vorgeschrieben habe, 
habe sie praktisch über die gemeinschaftliche 
Wettbewerbspolitik im Bereich der Telekom­
munikation entschieden und stillschweigend, 
aber zwangsläufig, eine Harmonisierung der 
verschiedenen Interessen der Mitgliedstaaten 
und der verschiedenen Rechtsordnungen 
herbeigeführt. Aus dem Wortlaut der Artikel 
100 und 100a EWG-Vertrag ergebe sich 
jedoch eindeutig, daß ihr eine solche Befug­
nis nicht zustehe. 

Die Kommission bestreitet, daß die Richtlinie 
zu einer Harmonisierung der Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten im Bereich der 
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Telekommunikation führt. Mit den verschie­
denen Bestimmungen der Richtlinie sollten 
nur die ausschließlichen und besonderen 
Rechte beseitigt, Beschränkungen aufgeho­
ben und, soweit diese ausschließlichen oder 
besonderen Rechte beibehalten würden, 
objektive und nicht diskriminierende Bedin­
gungen für den Zugang und die Ausübung 
sichergestellt werden. 

Wie sich aus Artikel 89 EWG-Vertrag 
ergebe, könne sie die Artikel 85 und 86 auch 
dann anwenden, wenn der Rat keine Maß­
nahmen getroffen habe, um „gegebenenfalls" 
deren Anwendungsbereich näher zu bestim­
men (Artikel 87 Absatz 2 Buchstabe c EWG-
Vertrag). 

c) Fehlende Begründung 

Die belgische und französische Regierung 
machen geltend, soweit mit der Richtlinie 
bestimmte Zuwiderhandlungen der Mitglied­
staaten gegen das Gemeinschaftsrecht abge­
stellt werden sollten, sei sie wegen fehlender 
Begründung rechtswidrig, da weder klarge­
stellt werde, welche Mitgliedstaaten Zuwi­
derhandlungen begangen hätten, noch unter 
welchen Umständen dies geschehen sei. Die 
spanische Regierung schließt sich dieser 
Argumentation sowohl in bezug auf die in 
Artikel 2 genannten besonderen Rechte als 
auch in bezug auf die Artikel 8 und 9 der 
Richtlinie an. 

Die Kommission weist darauf hin, daß in der 
Richtlinie eine vollständige, eindeutige und 
genaue Untersuchung der bestehenden Lage, 
der Zuwiderhandlungen und der zur Abhilfe 
zu erreichenden Ziele vorgenommen werde. 
Man dürfe nicht vergessen, daß es sich bei 
der fraglichen Maßnahme um eine Richtlinie 
handele, die von Natur aus eine generelle, an 

sämtliche Mitgliedstaaten gerichtete Maß­
nahme sei, bei der eine detaillierte Prüfung 
jedes Einzelfalls nicht in Frage komme, auch 
wenn die Kommission bei ihrer Ausarbei­
tung alle ihr bekannten Gesichtspunkte 
berücksichtigt habe. Außerdem seien die 
Mitgliedstaaten an der Ausarbeitung der 
Richtlinie beteiligt gewesen und hätten die 
Möglichkeit gehabt, sich zu ihrem Inhalt zu 
äußern. 

d) Verletzung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit 

Nach Ansicht der italienischen Regierung 
hätte die Kommission, statt anzunehmen, 
daß die Gewährung besonderer oder aus­
schließlicher Rechte als solche gegen den 
EWG-Vertrag verstoße, und folglich die 
Beseitigung (Artikel 2 der Richtlinie) oder 
Beschränkung (Artikel 4) dieser Rechte vor­
zuschreiben, eine Untersuchung der ver­
schiedenen Verhaltensweisen bei der Aus­
übung dieser Rechte vornehmen, die 
Vereinbarkeit dieser Verhaltensweisen mit 
dem Vertrag prüfen und sie gegebenenfalls 
ahnden müssen. Die Beseitigung sei offen­
sichtlich ein Instrument, das in einem Miß­
verhältnis zu dem zu erreichenden Ziel stehe. 

Aus den gleichen Gründen weisen die italie­
nische und die spanische Regierung darauf 
hin, daß der Kommission in Artikel 
90 Absatz 3 EWG-Vertrag nicht die Befugnis 
eingeräumt werde, die Mitgliedstaaten zu 
verpflichten, hoheitlich in den Inhalt von 
Verträgen einzugreifen, die in der Vergan­
genheit zwischen den Betreibern und den 
Benutzern frei geschlossen worden seien 
(Artikel 8 der Richtlinie). 
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Die Kommission macht geltend, mit dem 
Vorbringen der italienischen Regierung 
werde faktisch der Klagegrund der Unzu­
ständigkeit der Kommission (Artikel 
90 Absatz 1 EWG-Vertrag setze die Existenz 
besonderer oder ausschließlicher Rechte vor­
aus) in anderer Form wiederaufgegriffen; 
darauf sei sie bereits in ausreichendem Maße 
eingegangen. 

Zu Artikel 8 der Richtlinie, wonach die Kun­
den der Fernmeldeorganisationen einen für 
einen Zeitraum von mehr als einem Jahr 
geschlossenen Vertrag zur Erbringung von 
Telekommunikationsdienstleistungen kündi­
gen können, trägt die Kommission vor, eine 
solche Bestimmung bilde lediglich die logi­

sche Folge der Verpflichtung zur Beseitigung 
der besonderen oder ausschließlichen Rechte. 
Wie sich aus der 31. Begründungserwägung 
der Richtlinie ergebe, wäre es sinnlos, den 
Markt für Telekommunikationsdienstlei­
stungen dem Wettbewerb privater Anbieter 
zu öffnen, wenn die durch Langzeitverträge 
an die Fernmeldeorganisationen als Inhaber 
ausschließlicher Rechte gebundenen Kunden 
über Jahre hinweg weiterhin an den früheren 
Inhaber des Monopols für die fragliche 
Dienstleistung gebunden wären. 

M. Zuleeg 
Berichterstatter 
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